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Tunesien: Präsident heizt 
Rassismus an
Rassismus kommt meist „von 

oben“, diese Feststellung der Dis-

kursforscherin Ruth Wodak (im Ti-

tel eines ihrer Bücher) bewahrhei-

tete sich vergangenen Februar, 

diesmal in Tunesien. Als Reaktion 

auf eine Rede des Präsidenten Kais 

Saied, in der er sich in Umvol-

kungsphantasien ergangen hatte, 

kam es zu vermehrten Attacken 

auf Migrant:innen aus Ländern 

südlich der Sahara. Es sei das „un-

erklärte Ziel der aufeinanderfol-

genden Wellen von illegaler Migra-

tion, Tunesien zu einem rein afrika-

nischen Land zu machen, das nicht 

mehr zur arabischen und isla-

mischen Welt gehöre“, erklärte Sai-

ed. Videos in den sozialen Medien 

zeigen Angriffe auf Schwarze Men-

schen sogar mit Steinen und Mes-

sern sowie die Untätigkeit der Poli-

zei. Diese schikaniere die subsaha-

rischen Migrant:innen statt sie zu 

schützen, wie Menschenrechtsor-

ganisationen kritisieren. Sie werfen 

dem Präsidenten auch vor, mit sei-

nen rassistischen Attacken von den 

zunehmenden Problemen im Land 

und seiner autokratischen Herr-

schaft ablenken zu wollen. Inzwi-

schen hat sich auch die Afrika-

nische Union (AU) zu Wort gemel-

det, Saieds Rede kritisiert und ihn 

aufgefordert „racialised hate  

speech“ zu vermeiden.

Türkei: Erneuter Verlust durch 
Erdbeben
Durch das katastrophale Erdbeben 

haben tausende Syrer:innen in der 

Türkei zum zweiten Mal innerhalb 

weniger Jahre alles verloren. UNH-

CR und IOM appellierten in einer 

gemeinsamen Erklärung anlässlich 

der Ankunft von 89 Erdbebenop-

fern in Madrid an die Staatenge-

meinschaft syrische Flüchtlinge aus 

Erdbebengebieten in der Türkei 

aufzunehmen. Seit fast 12 Jahren 

beherbergt die Türkei rund 3,5 Mil-

lionen Menschen aus Syrien, die 

vor dem Bürgerkrieg geflohen sind. 

Bei den jüngsten Erdbeben waren 

unter den neun Millionen Betrof-

fenen, mehr als 1,7 Millionen Ge-

flüchtete. Um besonders vulnera-

ble Flüchtlinge zu schützen und die 

lokalen Gemeinschaften zu entla-

sten, forderte UNHCR-Chef Filippo 

Grandi die westlichen Staaten auf, 

ihre Resettlement-Programme aus-

zuweiten. Eine schnelle Aufnahme 

könne Leben retten und sei ein 

Ausdruck von Solidarität und Ver-

antwortungsteilung. Der Chef von 

IOM, Antonio Vitorino, dankte Spa-
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nien für das gute Beispiel und gab 

seiner Hoffnung Ausdruck, dass 

sich schnell Nachahmer:innen fin-

den mögen.

Bangladesch: Keine Lösung  
für Rohingya
Eine der größten Flüchtlingspopula-

tionen, die aus Myanmar nach 

Bangladesch geflüchteten Rohin-

gya, schaffte es Anfang März wie-

der einmal in die internationalen 

Schlagzeilen. Der Grund war ein 

Feuer, das neben 2.000 Häusern in 

der extrem dichten Siedlung zahl-

reiche Moscheen, Bildungs- und Ge-

sundheitseinrichtungen zerstörte. 

Wie die lokalen Behörden verlaut-

barten, wurden mehr als 12.000 

Menschen obdachlos.

Die Rohingya sind eine staa-

tenlose muslimische Minderheit in 

Myanmar. Die bislang letzte große 

Fluchtbewegung begann am  

25. August 2017 als im Bundesstaat 

Rakhine in Myanmar Gewalt aus-

brach und mehr als 742.000 Men-

schen dazu trieb, in Bangladesch 

Zuflucht zu suchen. Wie UNHCR 

schreibt, sind die überwiegende 

Mehrheit der Schutzsuchenden 

Frauen und Kinder und davon mehr 

als 40 Prozent jünger als 12 Jahre. 

Das jüngste Feuer ist kein Einzelfall 

immer wieder brennt es in den 

überbelegten Flüchtlingscamps im 

Distrikt Cox’s Bazar, wo insgesamt 

eine Million Flüchtlinge leben. Hilfs-

organisationen fordern schon län-

ger mehr Platz zwischen den Unter-

künften sowie die Bereitstellung 

von Feuerlöschausrüstung und Si-

cherheitsplänen in den Lagern. Eine 

längerfristige Perspektive für die 

Rohingya ist nicht in Sicht. Nach der 

Machtübernahme durch das Militär 

in Myanmar ist an eine sichere 

Rückkehr der verfolgten Muslime 

nicht zu denken. Inzwischen muss-

ten die Lebensmittelrationen in den 

Lagern um 17 % gekürzt werden, 

weil von internationalen Geldgebe-

r:innen zu wenig Unterstützung 

kommt. Kein Wunder, dass immer 

wieder Menschen versuchen, auf 

Booten nach Indonesien oder Ma-

laysia zu kommen. Bei diesen Ver-

suchen sind laut UNHCR 2022 fast 

400 Menschen ums Leben gekom-

men. Die Betroffenen und internati-

onale NGOs fordern nun von 

Bangladesch den Flüchtlingen einen 

Aufenthaltsstatus zuzugestehen, 

der ihnen ermöglicht sich frei zu 

bewegen und sich eine Existenz 

aufzubauen.

USA: Unterbringungskrise I
(USA) Österreich ist bei den Proble-

men mit der Unterbringung von 

Schutzsuchenden nicht allein. In 

New York präsentierte Bürgermei-

ster Eric Adams einen neuen Plan 

für die Unterbringung von bis zu 

1.000 alleinstehenden Männern: Sie 

sollen am Terminal für Kreuzfahrt-

schiffe in Brooklyn in einem für die 

Beherbergung von Asylsuchenden 

adaptierten Kreuzfahrtschiff ein-

quartiert werden. Zumindest bis 

zum Frühjahr soll das eine Entla-

stung für die angespannte Situation 

in der Weltstadt an der US-Ostküste 

sein. Zurzeit sind ca. 28.000 Flücht-

linge in verschiedenen Quartieren 

(darunter 77 Hotels) untergebracht. 

Asylanwält:innen und NGOs kritisie-

ren diesen Plan und plädieren für 

längerfristige Lösungen.

Belgien/Niederlande: 
Unterbringungskrise II
Auch in Belgien und den Niederlan-

den scheitern die Behörden dabei, 

genügend Quartiere für Flüchtlinge 

zur Verfügung zu stellen. 3.000 sind 

es nach Angaben der belgischen Be-

hörden, die auf der Straße oder in 

Abbruchhäusern leben. Nach der 

Räumung eines dieser Häuser hat-

ten sich insgesamt 150 Geflüchtete 

am Kai des Kanals in Molenbeek in 
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Zelten niedergelassen. Das Zeltlager 

wurde am 7. März polizeilich ge-

räumt.

In den Niederlanden sollen 

22.000 Menschen in nur temporä-

ren Quartieren leben. Im Sommer 

war ein drei Monate altes Baby un-

ter katastrophalen Bedingungen im 

Lager Ter Apel in der Nähe von Gro-

ningen gestorben. Der Niederlän-

dische Flüchtlingsrat strebte darauf 

ein Gerichtsverfahren gegen die Be-

hörden an, weil die Aufnahmezen-

tren nicht den humanitären Stan-

dards entsprächen. Das Verfahren 

wurde gewonnen, das Gericht ord-

nete an, dass sofort sichere, über-

dachten Schlafplätze, Essen, Wasser 

und Zugang zu sanitären Anlagen 

zur Verfügung gestellt werden müs-

sen. Auch hier sind, wie in Österrei-

ch, die Probleme hausgemacht: 

2022 gab es 47.000 Asylanträge, 

erheblich weniger als 2015, wo über 

60.000 Menschen in den Niederlan-

den Schutz suchten. 

Vereinigtes Königreich: 
Verschwundene Kinder
Wie Recherchen des britischen Ob-

server aufdeckten sind in den ver-

gangenen Monaten mindestens  

79 Fluchtwaisen aus einem Quartier 

des Innenministeriums im südeng-

lischen Sussex verschwunden. Die 

Polizei soll die Leitung der Einrich-

tung mehrfach vor kriminellen 

Netzwerken gewarnt haben. Yvette 

Cooper von der oppositionellen  

Labour Party warf dem Innenminis-

terium unakzeptable Versäumnisse 

vor und forderte wirksame Schutz-

maßnahmen für die Kinder. Auch in 

anderen Einrichtungen verschwin-

den immer wieder Kinder spurlos 

– insgesamt soll es sich bis Oktober 

2022 um 222 Fluchtwaisen gehan-

delt haben. 

Bericht: Afghanische Flüchtlinge 
im Iran
Die EU-Asyl-Agentur Union Agency 

for Asylum (EUAA) hat Ende 2022 

einen Bericht über die Situation von 

afghanischen Flüchtlingen im Iran 

veröffentlicht. Der Report deckt 

Entwicklungen zwischen Oktober 

2020 bis November 2022 ab. Im Ok-

tober 2020 besaßen 780.000 afgha-

nische Staatsbürger:innen eine ira-

nische Aufenthaltsbewilligung 

(Amayesh Cards), dazu kamen bis in 

die zweite Hälfte des Jahres 2022 

2,1 bis 2,6 Millionen undokumen-

tierte Afghan:innen. Von einer Milli-

on Menschen, die nach der Macht-

übernahme der Taliban in das west-

liche Nachbarland flohen, wurden 

65 % wieder zurückgeschickt, nur 

eine kleine Anzahl reiste weiter 

Richtung Türkei und EU. 

Der Bericht geht sowohl auf 

die Entwicklung der afghanischen 
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Flüchtlingscommunity im Iran als 

auch ausführlich auf die geltenden 

komplexen rechtlichen Grundlagen 

ein. Auch die praktische Umset-

zung (z.B. wie man zu Dokumenten 

kommt) wird, soweit möglich,  

dokumentiert. Ein weiterer Ab-

schnitt beschäftigt sich mit den 

weit verbreiteten anti-afgha-

nischen Ressentiments und Diskri-

minierungen, Bildungs- und Ar-

beitsmarktchancen.

Der Report ist eine unerläss-

liche Quelle, um Berichte von  

afghanischen Flüchtlingen über  

die Situation im Iran besser zu ver-

stehen.

https://euaa.europa.eu/ 

publications/iran-situation- 

afghan-refugees

Griechenland: Anklage gegen 
Retter:innen zurückgewiesen
Der Prozess gegen die syrische 

Schwimmerin Sarah Mardini, den 

irischen Taucher Sean Binder und 

22 andere Flüchtlingshelfer:innen 

ist geplatzt. Die freiwilligen Flücht-

lingsretter:innen wurden 2018 un-

ter der Anschuldigung, sie hätten 

mit Schleppern zusammengearbei-

tet, festgenommen. Anklagepunkte, 

mit denen die Gruppe im Prozess im 

Jänner 2023 konfrontiert war, be-

trafen Spionage, illegalen Zugang 

zu staatlicher Kommunikation, 

Geldwäsche und Unterstützung kri-

mineller Aktivitäten. Jetzt wurde der 

Prozess wegen eines formalen Feh-

lers eingestellt. Das Verfahren war 

von NGOs, aber auch vom UN-Men-

schenrechtsbüro und dem Europä-

ischen Parlament heftig kritisiert 

worden. Letzteres sprach vom 

„größten Fall der Kriminalisierung 

von Solidarität“. Die Angeklagten 

zeigten sich vor allem darüber ver-

ärgert, dass nach vier Jahren die 

Vorwürfe jetzt wieder nicht geklärt 

wurden. Insgesamt werden derzeit 

immer noch 50 Flüchtlings-

helfer:innen strafrechtlich verfolgt.

Sarah Mardini und ihre  

Schwester die Olympiateilnehmerin 

Yusra waren 2015 aus Syrien geflo-

hen. Bei der Überquerung der Ägäis 

ging der Motor ihres Beiboots ka-

putt. Zusammen mit zwei anderen, 

retteten sie schwimmend das Le-

ben der Menschen an Bord. Die Ge-

schichte diente als Vorlage für den 

NETFLIX-Film Die Schwimmerin. 

Frankreich: Kein Vertriebenen-
status für Drittstaatsangehörige
Der französische Staatsrat bestätigt 

am 27. Dezember 2022 die Weige-

rung, einer Drittstaatsangehörigen, 

die aus der Ukraine geflohen ist, 

vorübergehenden Schutz zu ge-

währen. Der Fall betraf eine arme-

nische Staatsangehörige, die die 

Ukraine verlassen hatte, wo sie sich 

mit einer befristeten Aufenthaltser-

laubnis aufhielt. Nach der rus-

sischen Invasion reiste sie in Frank-

reich ein und beantragte vorüber-

gehenden Schutz. Ihr Antrag wur-
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de abgelehnt, sie erhielt allerdings 

eine befristete Aufenthaltserlaub-

nis für einen Monat, um ihre Situa-

tion zu überprüfen und sie mög-

licherweise auf einer anderen 

Grundlage aufzunehmen. Das von 

der Armenierin angerufene Verwal-

tungsgericht ordnete eine erneute 

Prüfung und Erteilung einer befri-

steten Aufenthaltserlaubnis für die 

gesamte Dauer der erneuten Prü-

fung an. Gegen diese Entscheidung 

legte der Innenminister Berufung 

ein. Der Staatsrat entschied zu 

Gunsten des Ministers.

Die französische Regelung 

sieht – wie auch die in Österreich 

– vor, dass nur Personen mit einem 

unbefristeten Aufenthalt in der 

Ukraine auch den Vertriebenensta-

tus bekommen. Die Anwälte der ar-

menischen Frau sahen in der Nicht-

Erteilung des vorübergehenden 

Schutzes einen Verstoß gegen die 

Grundsätze der Gleichbehandlung 

und Nichtdiskriminierung. Der 

Staatsrat entschied jedoch, dass die 

unterschiedliche Behandlung von 

Drittstaatsangehörigen, je nach-

dem, ob sie über eine befristete 

oder unbefristete Aufenthaltser-

laubnis verfügten, nicht gegen den 

Gleichbehandlungsgrundsatz ver-

stößt.

EU-Außengrenzen: Lettland
Menschenrechtskommissarin des 

Europarats, Dunja Mijatović, äußert 

sich in einem Schreiben an den  

lettischen Innenminister Ma-ris 

Kučinskis besorgt „über die Be-

richte zufolge anhaltende Zurück-

drängung an der lettisch-weißrus-

sischen Grenze, die zu schweren 

Verletzungen bei Männern, Frauen 

und Kindern und zum Tod eines 

Mannes geführt hat“. Die Kommis-

sarin äußerte sich ferner besorgt 

über „die Tatsache, dass eine straf-

rechtliche Untersuchung gegen 

zwei Mitglieder der Organisation I 

want to help refugees eingeleitet 

wurde, die sich am 12. Januar 2022 

aus Sorge um das Leben von sie-

ben Syrern in das Grenzgebiet be-

geben hatten“. Wie ECRE kürzlich 

berichtete, hat der Leiter des  

staatlichen Grenzschutzes, Guntis  

Puja-ts, behauptet, dass die Aktivi-

täten der Aktivisten einen Verstoß 

gegen das Strafrecht darstellen 

könnten. In diesem Zusammen-

hang gab Ärzte ohne Grenzen 

(MSF) am 17. Januar bekannt, dass 

die Organisation ihre Aktivitäten in 

Litauen und Lettland mit 31. De-

zember 2022 eingestellt habe: „Ge-

waltsame Zurückdrängungen und 

eingeschränkter Zugang zu denje-

nigen, die am dringendsten Hilfe 

benötigen, haben unsere Teams 

daran gehindert, Migrant:innen/

Asylsuchende unter Wahrung der 

Vertraulichkeit und im Einklang  

mit unseren Grundsätzen zu ver-

sorgen.“


